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Haben Wır das Projekt eınes soz1alen Europa verraten? Dem ehemaligen Präsı-
denten der Europäischen Kommuissıon Jacques Delors zutfolge‘ legt sıch diese
Frage ahe ın eiıner Zeıt, ın der ın vielen Mitgliedsländern der Europäischen
UnıLion die Arbeıtslosigkeıt aut eıne dramatische ohe gestiegen 1St. Um der Frage
ach eiınem soz1ıalen Europa gerecht werden, verweılst Delors zunächst autf die
Anfänge der Europäischen Gemeinschatt. Der wesentliche Ansporn der Gründer-
generatiıon WTr die Errichtung eınes gemeınsamen Raumes VO Frieden un! wirt-
schaftlichem Wohlstand, der auf eıner politischen un wirtschaftlichen Zusam-
menarbeıt gründet. Dıie soz1alen Ziele der Gründerzeıt lassen sıch autf rel redu-
zieren: die europaweıte Freizügigkeıt für Arbeitskräfte, berufliche Bıldung,
Chancengleichheıit VO Mann un: rau ıne Beschäftigungsstrategie War sıcher
nıcht 1m Blıck der Kommıissıonen der ersten Jahre In eıner eıt annähernder
Vollbeschäftigung un eıner Konsolidierungsphase des Wohltahrtsstaates gehörte
für dıe sechs Gründerstaaten jede Soz1ialpolıtık ın die Zuständıigkeıt natiıonaler
Souveränıiıtät. Um den soz1alen Beıtrag des Europäischen Eınıgungsprozesses
würdigen, reicht N ach Delors nıcht aAUs, den Bereich der tradıtionellen Zustän-
dıgkeıiten des Soz1ialstaates betrachten. [)Das soz1ıale Europa zeıgt sıch auch dort,

die Europäische Union als Rechts- un Solidargemeinschaft gewachsen ISTt.
Dennoch, dıe Themen Arbeitslosigkeıit, Beschäftigung un: soz1ıale Sıcherung

sınd ZUT!T Schicksalsfrage der Europäischen Unıion geworden. Denn das Vertrauen
der Europaer ın Vorteıile un: Zukuntft eınes europäischen Autbauwerks 1St schwer

vermitteln, WEeNn iınnerhalb der Unıion eıne strukturelle Arbeitslosigkeıt
herrscht, die knapp 1Ö Prozent ıhrer Bevölkerung betrittt. Dıie römiıschen Ver-
trage un: damıt alle tolgenden Vertrage versprechen nıcht NUL, die „harmonische
un AUSSCWOSCIIC Entwicklung des Wirtschafttslebens“ tördern, sondern
ebenso „ein hohes Beschäftigungsniveau, eın hohes Mafß soz1alem Schutz, dıe
Hebung der Lebenshaltung un der Lebensqualıtät, den wiırtschafttlichen un
soz1alen Zusammenhalt un dıe Solidarıität zwıschen den Mitgliedsstaaten“

DDas subsıdıäre Händeln der Europäischen Unıion ım soz1ıalen Bereich

Die polıtische Welt 1mM Europa der Nachkriegszeıt War sıch ber die Bedeutung
VO ottenen Märkten ein1g. Der Mißertfolg eıner protektionistischen Polıitik der
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20er un: 330er Jahre hatte seıne Spuren hıinterlassen un dıe USA bewiesen die
Vorzüge eınes großen Marktes für Produktivität und wırtschaftliche Entwick-
lung. Dıie dynamischen Wırtschaftskräfte, durch eınen europäıischen Biınnenmarkt
freigesetzt, sollten auch den soz1ıalen Fortschritt ördern un eıne Angleichung
der Lebens- un: Arbeitsbedingungen aut hohem Nıveau bewirken. Gleichzeitig
Wr sıch die Gründergeneration bewußt, da{fß der otfene Wırtschaftsraum mıiıt der
ermöglıchten Freizügigkeıt der Arbeitskräfte iınnerhalb der Gemeinnschaftt auch
eınes eıgenen Rechtsschutzes bedarft. Aufgrund der Tatsache, da{fß ın den Miıt-
ylıedsstaaten verschiedene Systeme sozıaler Siıcherung exıstieren, sollten eiınem
wanderungswilligen Arbeıiıtnehmer keine Nachteile entstehen. Dıie 1m EWG-Ver-
trag VOIINMN Jahr 957 verankerten Regeln WI1€ etwa die soz1ıuale Sicherung der Wan-
derarbeitnehmer bıldeten eıne wesentliche Grundlage der Rechtsprechung des
Europäischen Gerichtshotes ın sozialpolitischen Fragen.

Dıiese Gewährung eiınes Rechtsschutzes autf Gemeinschattsebene, der die Mög-
lıchkeiten der einzelnen Mitgliedsstaaten übersteigt, entspricht dem Prinzıp der
Subsidiarıtät, das otftiziell erst 991 mıt dem Vertrag VO Maastrıcht® Eıngang ın
das europäische Vertragswerk gefunden hat Subsıdiarıtät, zunächst ın einem VelI-
tiıkalen Sınn verstanden, knüpft das Handeln der Gemeinschaftt 7WeI Bedin-
SUNgsCH dıe Miıtgliedsstaaten können das Ziel des geplanten Vorgehens nıcht
ausreichend ertüllen; die Gemeinschaft 1st ZUuU Erfüllung dieser Aufgabe besser
SCWaApPNeL als dıe Miıtgliedsstaaten. Neben dem Schutz der spezıfiıschen Gruppe
der Wanderarbeıiter beinhalten die bıs heute enttalteten Rechtsvorschriften aut
europälscher Ebene eınen wichtigen Grundbestand soz1ıalen Mindestrechten.
Sıe verhindern, da{fß 1mM Wettbewerbh zwıschen den Miıtgliedsstaaten die Soz1al-
un: Arbeitskosten ach unten geschraubt werden. Es sınd VOT allem diese Urteıile
des Europäischen Gerichtshotes, dıie allmählich die europäıische Integration auch
ın sozıualer Hınsıcht vorangebracht haben“*. Die meısten der verbindlichen
Rechtsakte auf dem Gebiet der Sozıialpolitik wurden ın den Bereichen „Gesund-
heıitsschutz“ un:! „Sıcherheit Arbeıtsplatz“ erlassen. Eın wesentlicher Anteıl
der Rıchtlinien berührt die Bereiche „Gleichbehandlung VO annern un:!
Frauen“, „Verbesserung der Lebens- un Arbeitsbedingungen der Burger“ un!
schliefßlich den Jugendarbeitsschutz.

Dıie Gemeıinschaftscharta der soz1ıalen Grundrechte VO 1989, die eınen Katalog
VO soz1ıalen rundrechten der Arbeitnehmer tormulıiert, WAar zunächst 1Ur eıne
teierliche Absichtserklärung. Wesentliche Elemente der Charta wurden ın einem

den Maastrıchter Vertrag als Protokall angehängten „Abkommen ber Soz1ial-
polıtık“ aufgenommen. Aufgrund der veränderten Haltung der britischen
Labour-Regierung konnte dieses Protokall ın den Vertrag VO Amsterdam inte-
oriert werden. Es legt U dıe Rechte fest, dıe ın der Gemeıinschaft der
Füntzehn für die Arbeıtswelt gelten. Dıie SOgCNANNLE „Sozıialcharta“ enttaltet das
Prinzıp der Subsıdıiarıtät auch ın eiınem horiızontalen Sınn. Auft Unionsebene ha-
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ben die Sozialpartner, Arbeitnehmer- un: Arbeıitgebervertreter die Möglıchkeıt,
Vereinbarungen treffen, dıe ann VO Mınıiısterrat eiınem Ratsbeschlufß AU S -

gearbeıitet werden

Dıie Europäische Unıion als Solidargemeinschaft

Jeder Schritt des europäischen Eınıgungsprozesses WTlr VO eıner Bereitschaft ZuUur

Solidarıtät begleitet . Das Interesse bel der Errichtung der Europäischen (3e-
meıinschaft für Kohle un: Stahl (1952) lag nıcht NUur darın, zentrale un kriegs-
wichtige Wıirtschattssektoren der ursprünglichen Kriegsgegner eıne * Ian
natiıonale Kontrolle stellen. Miıt der Beseıitigung der Zoll- un:! Handelsgrenzen
erhielt der Wiederautbau der och brachliegenden Wıirtschaft wichtige Impulse.
Durch die Vergemeinschaftung der wiırtschaftlichen Interessen erfolgte eıne
gleichmäßige Versorgung miıt der och knappen Steinkohle. So wurden dıe wiırt-
schafrtlich unterschiedlich starken Staaten eıner wachsenden Solidarıität SC-
tührt

Die Agrarpolitik der Europäischen Gemeinschatt bedeutete Begınn eıne
konkrete Solidarıtät zwıschen den Menschen ın der Stadt un: autf dem Land Die
1m Vertrag VO Rom testgelegten Ziele eıner gemeınsamen Agrarpolitik, den
Landwirten eiınen ausreichenden Lebensstandard ermöglıchen, die Märkte
stabılısıeren, den Verbrauchern ANSCIMCSSCIHLC Preıise in sıchern un die andwirt-
schaftlichen Strukturen modernisıeren, sınd heute weıtgehend erreıicht. Dieser
Haushaltsposten der der bıs 979 rel Viertel des Budgets beanspruchte,
konnte ın den vergang NCN Jahren aut Prozent entscheidend reduziert WCI-

den Dennoch sınd weıtere Einschnitte notwendi1g, die Haushaltsressourcen
für CUuU«C Herausforderungen der Gemeinschaftt ZUur Verfügung S stellen .

Mıt ıhrer Regionalpolitik entwickelte dıe Europäische UnıLıon eıne Solidarıtät
zwıschen prosperierenden un strukturschwachen Gebieten. Die „Einheıtliche
Europäische Akte“ verknüpfte die Errichtung des Wıirtschattsraums hne
Bınnengrenzen untrennbar mıt der Stärkung des wiırtschaftlichen un soz1ıalen
Zusammenhalts. Dıie daftür notwendiıgen Finanzmuıttel tür den Struktur- un Ko-
häsionsfonds wurden verdoppelt un: bılden 1U (1999) Prozent des (sesamt-
haushalts. Diese Miıttel werden für dıe Entwicklung rückständiger Regionen, die
Umstrukturierung VO Industrie un Landwirtschaft, dıe Umschulung VO Lang-
zeıtarbeıitslosen un die beruftfliche Eingliederung Junger Menschen eingesetzt.
Der Jüngste Bericht der Kommuissıon ber die sozıale un wirtschafrtliche Ent-
wicklung zeıgt auf, da{fß dıe 7zwischen 986 un: 1996 ın den armsten EU-Ländern
umgesetzZLe Konvergenzpolıitik Früchte hat

Der 19772 vereinbarte Europäische Währungsverbund bedeutete schliefßlich eıne
tinanzpolitische Solıdarıtät. Die ın der sogenannten „Schlange“ ZUSAMMECNHC-
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schlossenen Währungen durften sıch untereinander 1Ur eıne bestimmte Pro-
zentmarke 1m Wert verändern. Wenn dıe Währungen ın Getahr gerleten abzusıin-
ken, verpflichteten sıch die Mitgliedsländer Stützungskäuten durch gegensel1-
tıge Interventionen. 1979 tolgte das europäische Währungssystem, das Jahre
spater ın dıe Wıirtschatts- un:! Währungsunion mündete. Die polıtische Bedeu-
tung des uro sollte nıcht unterschätzt werden. Er spiegelt das gegenseıtıge Ver-
trauen der elt Euroländer, Teıle iıhrer Souveränıität gemeınsam auszuüben un: die
Risiken dieses Währungsabenteuers solidarısch miıteinander tragen.

Die soz1alen Herausforderungen für dıe Europäische Union

Dıie oröfßßste soz1ıale Herausforderung für die Union 1st zweıtelsohne die Arbeıits-
losıgkeıt. Ihren Höchststand hat sS1e 1994 mıiıt I1LA Prozent erreicht. Bıs Antang
1999 1STt sS1e 1mM Europa der Füntzehn auf 92,6 Prozent gesunken, 1m „Euroland“
der Elt beträgt S1e 10,4 Prozent Hınter dıesen Zahlen stehen fast 17 Miıllionen
Arbeitslose. Jugendliche, Frauen un: gering qualitizierte Personen sınd die
stärksten Betrottenen. Be1 einer allgemeın hohen Arbeıitslosigkeit iın der Europä-
iıschen Union sınd die Unterschiede sowohl zwiıschen den einzelnen Ländern als
auch innerhalb eınes Landes erheblıch. Spanıen miıt 17,4 Prozent un: Frankreich
mi1t 11,4 Prozent sınd schlimmsten VO der Arbeıtslosigkeıt betroffen, wäh-
rend dıe Arbeıitslosenquoten VO Österreich, den Nıederlanden, Dänemark un
Portugal Prozent lıegen.

Die europäischen Arbeıiıtsmärkte zeichnen sıch, 1m Gegensatz N den Arbeits-
märkten ın den USA der Japan, durch relatıv nıedrige Zugangsraten AaUS; dage-
SCH kennzeıichnet s1e eın hoher Anteıl VO Arbeıitslosen, dıe eın Jahr der länger
hne Beschättigung sınd 19 So lag der Anteıl der Langzeıtarbeıitslosen 1996 1m
Durchschnitt des Europa der Fünfzehn be1 48,2 Prozent. In den USA sınd 1€es
1m gleichen Zeıiıtraum 10 Prozent. Es 1St iınsbesondere diese Bevölkerungsgruppe
1ın Europa, die VO soz1ıaler Ausgrenzung bedroht 1ISt uch bel der Beschäftigung
o1bt CS eıne europäische Besonderheit: Wiährend ın den USA zwıschen 1991 un:
1997 rund 14 Miılliıonen zusätzliche Jobs geschaffen wurden, ın der
Europäischen Unıion zwıschen 975 un 1996 lediglich Prozent b7zw. knapp 10
Miıllionen zusätzliche Beschäftigungsverhältnisse.

Schwierig für die Arbeitsmärkte der Europäischen Unıion scheint zudem,
das 1U leicht anwachsende Arbeitskräfteangebot ın das Beschäftigungssystem
integrieren. So 1St der Erwerbstätigenanteil der Erwerbsbevölkerung ın den
VErTSANSCHCH Jahren 1m Europa der Füntzehn VO Prozent autf Prozent

gesunken. In den USA 1st s1e dagegen 1mM gleichen Zeıtraum guL zehn
Prozentpunkte aut 75 Prozent angestiegen. Allan Larsson, Generaldirektor der
Generaldirektion (Beschäftigung, Arbeitsbeziehungen und sozıale Angelegen-
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heıten) der Europäischen Kommıuissıon, rechnet damıt, dafß ın der Unıion jedes
Jahr zehn Prozent der Arbeıitsplätze verschwıinden un durch CUEC EersetIzZt WeTl-

den, dıie höhere un: breiter gefächerte Qualifikationen verlangen *. och Wll'd
auf der Angebotsseıte der Qualifizierung der Beschäftigten nıcht miı1t dem ertor-
derlichen Nachdruck begegnet.

Diesen „Arbeitsmarkt der Zzwe!Il Geschwindigkeiten“ sieht Larsson als die Wur-
el des europäıischen Arbeitsmarktproblems. Menschen mıt eıner veralteten be-
ruftlichen Ausbildung haben Schwierigkeıten, autf den Arbeitsmarkt zurückzu-
kehren. Die Arbeıitsplätze verlangen NEUEC Qualifikationen. Larsson VOI-

gleicht den europäischen Arbeıitsmarkt mi1t einem Bahnsystem der modernen
Hochgeschwindigkeitszüge aut der Nachfrageseite und veralteten Gleisen un!
Sıgnalanlagen auf der Angebotsseıte. Der hohe Anteıl VO Langzeıtarbeıitslosen,
die Schwierigkeıten, NECUEC Arbeıitsplätze schaffen, un: eın Mangel beruflıi-
cher Qualifizierung kennzeichnen den europäischen Arbeitsmarkt.

TIrotz Wohlstand un Reichtum nımmt die Zahl der Armen un: Ausgegrenzten
ın Europa N Auft dem Hintergrund eınes bedarfsgewichteten vertfügbaren Haus-
haltseiınkommens ach Angaben des europäischen Haushaltspanels verfügten ın
der Europäischen Union 993 1/ Prozent der Haushalte ber eın Eınkommen,
das 50 Prozent des natıonalen Durchschnittseinkommens un: damıt
der Armutsschwelle der Europäischen Union lag Eın Jahr spater, 1994, sınd CS

bereıts 19 Prozent. Dıie Zahlen verwelısen ın erster Linıe auf eıne wachsende
z1ale Ungleıichheıt. Unter den Ländern mıiıt den höchsten Armutsraten sınd Irland
(25 Prozent), Portugal (24 Prozent) un Großbritannien (23 Prozent). Dıie 1ed-
rıgsten Raten welsen Dänemark (6 Prozent) un!: die Niıederlande (8 Prozent)
auf

Neben den wachsenden soz1alen Ungleichheiten stellt dıe demographische
Entwicklung das kuropa der Füntzehn VOT grofße Herausforderungen. ast alle
Mitgliedsstaaten kennzeichnet eın beschleunigter Alterungsprozefß. Wiährend
960 der Anteıl der äılteren Menschen (60 Jahre un: alter) bei 1/ Prozent lag, stieg

bıs 1997 bereıts aut Prozent. Bıs VYANM Jahr 2030 Wlfd eın Anteıl VO Pro-
Zent Ursache 1St ın erster Linıe der starke Geburtenrückgang. Dıieses
veräiänderte Gleichgewicht zwıschen der Erwerbsbevölkerung un: der 1im uhe-
stand betindlichen Bevölkerung hat Auswirkungen auf das Renten- un: Gesund-
heitswesen. Diese wachsende Zahl VO Armen und VO älteren Menschen bedroht
den soz1ı1alen Zusammenhalt 1ın den Mitgliedsländern der Europäischen Unıion
un:! stellt dıe europäischen Soz1alstaatsmodelle VOTr orofße Herausforderungen 15

Dıie Erweıterung der Europäischen Unıion die mıttel- un osteuropäischen
Staaten bıldet tür die Gemeinschaft vielleicht die oröfßte Aufgabe ın ıhrer (se-
schichte, gerade auch für ıhre soz1ale Gestalt. Auft der eınen Seıite scheinen dıe
nıedrigen Soz1ialkosten der Beitrittskandidaten in eiınem künftigen wirtschafrtli-
chen Wettbewerb das erreichte Nıveau der soz1ıalen Sıcherung der Füntzehn
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getährden. So erd als eıne der Beitrıttsbedingungen eın Sockel VO soz1ıalen Mın-
destnormen gefordert. Auft der anderen Selite haben die bisherigen Wırtschatts-
retormen ın den Beitrittsländern eıner schnell anwachsenden soz1alen Un-
gleichheit un: Zzu eiınem Absenken der bisherigen soz1alen Sıcherung geführt !*.
Es MUuU eın vıtales Interesse der Fünfzehn se1n, dıe zukünftigen Beıtrıttsländer ın
ıhrem Bemühen eın solides Sozlialsystem unterstutzen.

Ansätze eıner europäischen Beschäftigungsstrategie
Die aktuellen Herausforderungen der Europäischen Unıion 1m Bereich Arbeits-
losıgkeit un: Beschäftigung tallen gemäfßs dem Prinzıp der Subsıidıiarıtät zunächst
ın die Kompetenz der Mitgliedsstaaten. Das Thema „Beschäftigung“ hat erst 1993
mıiıt dem Weißbuch „‚Wachstum, Wettbewerb, Beschäftigung“, VO damalıgen
Kommıissionspräsıdenten Jacques Delors inıtıuert, Eıngang ın die europäische
Agenda erhalten. Der Schlüssel mehr Beschäftigung lag für die Kommuissıon 1n
der Stärkung der Investitionskraft der Unternehmen. Sıe plädierte für Wachs-
tLumsanregungen durch Ma{fnahmen 1im transeuropäischen Infrastrukturbereich
SOWI1e 1m Bereich der technologischen Industrieforschung.

Dıieser Plan eıner eigenständıgen Beschäftigungspolitik autf der Ebene der Eu-
ropäischen Unıion konnte sıch jedoch nıcht durchsetzen. Die Nationalregierun-
gCHh nıcht bereıt, diese Kompetenz der Kommuissıon übertragen un: da-
für öftentliche Gelder bereitzustellen. uch WTr eıne zunehmende Stärkung der
Europäischen Kommıissıon nıcht erwünscht. Dennoch wurden auf dem europa-
iıschen Gıiptel ın Essen 1994 eıne kontinu:erliche gemeınsame Suche ach eıner
europäıschen Strategıe ZUT Beschäftigung vereinbart un: füntf Prioritäten eıner
gemeınsamen Beschättigungspolitik tormuliert. Diese Prioritäten aller-
diıngs weılt gefafßst, da{fß die stark dıvergierenden natıonalen Politikansätze ıhnen
zugeordnet werden konnten 15

Dıie sıch langsam realiısıerende Wırtschafts- un Währungsunion verstärkte Je>
doch be1 bleibend hoher Arbeıitslosigkeit den ruck aut die Miıtgliedsstaaten, 1m
Bereich der Beschäftigung aut europäischer Ebene aktıver werden. So wurde
ın den Vertrag VO Amsterdam eın eigener Titel ZUuUr Beschäftigung eingefügt.
Seine tfrühzeıtige Konkretisierung un: Umsetzung erfolgte auf der Sondertagung
des Europäischen Rates ber Beschäftigungsfragen ın Luxemburg 1m November
1997. Dıie aut diesem Giptel 1Ns Leben gerufene europäische Koordinierungs-
strategıe ın Beschäftigungsfragen lehnt sıch dıe Konvergenzmethode des
Maastrıcht-Vertrages Nach dieser Strategıe entwickelt dıe Europäische Kom-
1Ss1ıon mıt Unterstützung des Beschäftigungsausschusses !® Vorschläge tür be-
schäftigungspolitische Leıitlinien. Dıiese Leıitlinien werden durch den Rat der
Europäischen Unıion mıiıt qualifizierter Mehrheıt testgelegt. Ile Mitgliedsstaaten
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sınd gebunden, diese Beschlüsse durch natiıonale Aktionspläne sSetzZzen Auf
eiıner tolgenden Ratssıtzung werden die verschiedenen beschäftigungspolitischen
Ma{fßnahmen der einzelnen Mitgliedsstaaten überprüft, diskutiert un bewertet
mıt dem Zael, vorbildliche, übertragbare Vertahren ermuitteln.

Dıie geNaNNLEN Leitlinien lassen sıch auf vier Säulen autteilen: Verbesserung
der Beschäftigungstähigkeit, Entwicklung des Unternehmergeistes, Förde-
LUNS der Anpassungsfähigkeıt der Unternehmen un ıhrer Arbeitnehmer, Stär-
kung der Ma{fßnahmen für Chancengleichheit. Im Oktober 998 verötftentlichte
die Kommuissıon den ersten „Gemeınsamen Bericht ZUr!r Beschäftigung“, der autf
den VO den Mitgliedsstaaten eingereichten Nationalen Aktionsplänen beruht Er
untersucht den gegenwärtigen Stand des Arbeitsmarktes ın den einzelnen Läan-
ern un: beurteilt die Umsetzung der Jjeweılıgen Natıonalen Aktionspläne

Unter der deutschen Ratspräsiıdentschaft wurde auf dem Kölner Giptel Anfang
Junı 999 eın europäischer Beschäftigungspakt beschlossen. Zu den wenıgen Neu-
CTUNSCH zaählt der auf diesem Giptel 1Ns Leben gerufene „makroökonomische
Dialog“. 7Zweimal jJährlıch sollen die Verantwortlichen der Europäischen Union,
der Regierungen, der Europäischen Zentralbank un:! der Soz1alpartner geme1n-
Sa ber Eckpunkte eıner europäischen Beschäftigungspolitik 1Ns Gespräch
kommen. Ziel 1St CS Berücksichtigung der Verantwortlichkeit un nab-
haängıgkeıt eiınen regelmäfßsıgen Gedankenaustausch ber Wachstum un: Beschät-
tıgung ermöglichen. Zweckmäßigkeıt un Erfolgschancen dieses Dialoges sınd
umstrıitten 15 Miıt Rücksicht auf Grofßbritannien un: Spanıen wurde auf die est-
legung quantıtatıver Ziele Zur Verringerung der Arbeıitslosigkeit verzichtet.

Mıt dem Vertrag VO Amsterdam hat die Beschäftigung eıne zentrale Stellung
ın den europäischen Vertragen erhalten. Der Beschäftigungsgipfel VO Luxem-
burg stellt dıie Beschäftigung iın den Mittelpunkt der Polıitik der Gemeinschatrt. Es
sınd dıe Neuerungen 1mM Vertahrensbereich, die jJährlıchen Beschäftigungsleit-
linıen SOWI1e dıe Natıonalen Aktionspläne, die eıne Dynamık ermöglıchen. Durch
Offenlegung un Vergleich der Politik der Mitgliedsstaaten können Beispiele VO

ertolgreichen Wegen Schule machen.
Dennoch sınd VO diesen Inıtiatıven auf europäischer FEbene keıne Beschäfti-

gungswunder erwarten !?. Der Jüngst verabschiedete Beschäftigungspakt autf
dem Kölner Giptel birgt eher die Getahr, ıllusorische Hoffnungen Z wecken. Im
Vergleich ZUrTr erfolgreichen Konvergenzmethode ın der Vorbereitung auftf dıe
Wıirtschatts- un! Währungsunion tehlen weıtgehend quantıtatıve und damıt kon-
trollierbare Zielmarken 1m Bereich der Beschäftigung, verbunden mıiıt Sanktions-
möglichkeiten be1 Nıchteinhaltung der Vorgaben. Hıer 1STt 65 allentalls der moralı-
sche Druck, mı1t mittelmäßigen Ergebnissen der eigenen Soz1alpolıtik VOT den e1l-

Bürgern SOWl1e den Nachbarländern blofßßgestellt werden. FEın wesentli-
cher Beıtrag der Europäischen Unıion Zu Abbau der Arbeitslosigkeit lıegt
nächst ın der Marktintegration, die eın Wıirtschattswachstum und die Schaffung
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VO Arbeıtsplätzen unterstutzt. och 1St die rage stellen, ob der Markt auch
tür wenıger qualifizierte Menschen Arbeıtsplätze bereıthält. Dıie Annahme eınes
Entschlusses ber gleiche Beschäftigungschancen für Behinderte auf dem Kölner
Giptel welst 1er iın die richtige Rıichtung.

Soz1ale Sıcherung ın der Europäischen Unıion

Wıe 1im Bereich der Beschäftigung oılt auch 1m sozialpolitischen Bereich der Eu-
ropäischen Unıion das Subsidiarıtätsprinzip. Die Mitgliedsstaaten sınd verant-

wortlich für Organısatıon WI1e Fiınanzıerung der soz1alen Sıcherung. Der Kom-
1sSsıon obliegt dıe Koordinierung der unterschiedlichen Systeme NUTr, wWenn dıe
Bürger VO ıhrer Mobilıität Gebrauch machen. Darüber hınaus sıeht die Kommıis-
S10N ıhre Aufgabe darın, durch Analysen un: Informationsaustausch aktuelle
Daten ZUu Sozijalschutz ın der Unıion bereitzustellen un präzıse Vorschläge
Modernisierung un Unterstützung aut europäischer Ebene A unterbreıten.

Die Formen der soz1ıalen Sıcherung ın den einzelnen Mitgliedsstaaten tallen
sehr unterschiedlich A4AUS. Etwas schematisıert lassen sıch 1er Modelle soz1aler Da
cherung unterscheiden  20  . Im skandinavıischen Modell sınd dıe als Bürgerrechte
detinierten soz1ıalen Sıcherungsleistungen steuerfinanziert. Im kontinentaleuro-
päıschen Modell 1St Sozialversicherung direkt der indirekt dıe Beschättigung
gekoppelt, dıe soz1ıalen Leıistungen sınd VO Erwerbseinkommen abhängig. Beıde
Modelle können als spezifisch europäılsch interpretiert werden. Das angelsächsı-
sche Modell, das dem der USA ähnelt, charakterisiert eıne soz1ıale Sicherung autf
nıedrigem Nıveau. Fürsorgeleistungen werden ach iındıyvıduellem Bedart geprülft.
Als rudımentäres Sıcherungsmodell erd das der südeuropäischen Länder be-
zeichnet, das teilweıse PTrSt 1m Autbau begriffen 1St un eın och nıedriges Le1i-
stungsnıveau mı1t großen Sıcherungslücken autweist.

Bedingt durch die anhaltende Massenarbeıtslosigkeıt, den iınternatiıonalen Ööko-
nomıiıschen Wettbewerbsdruck SOWI1e durch eıne VO den Krıterien des Maas-
tricht-Vertrages bestimmte Politik ZUrTr Konsolidierung der öffentlichen Haushalte
hatten tast alle polıtıschen Mafßnahmen der Mitgliedsländer 1m Bereich der SOZ1A-
len Sıcherung der etzten Jahre eıne Kostendämpfung bzw. eıne Kostenverringe-
LUNg ZUu Ziel Aut der Leıistungsseıte wurden Ma{fßnahmen getroffen Ww1e€e die Ver-
schärtung der Regelungen für den Anspruch auf Leistungen un: eıne stärkere
Ausrichtung der Leıistungen autf die meılsten Bedürttigen. Auft der Finanzıe-
rungsseıte wurden die Soz1iallasten der Unternehmer vermiıindert un: alternatıve
Möglıchkeıiten der Fınanzıerung erprobt.

Vereinfacht lassen sıch Z7wel Strategien unterscheıden: FEın strıkt angebotspoli-
tisch ausgerichteter Kurs durch Deregulierung des Arbeitsmarktes, Zurück-
nahme der Schutzstandards sozıaler Sıcherung un:! Privatisierung der Soz1al- un
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Gesundheitssysteme die Dynamık der Marktsysteme treı Hıer oilt Grof{fßbritan-
nıen als Prototyp. Auft der anderen Seıte steht eıne Strategıe begrenzter Flex1bili-
sıerung der Arbeıitsbeziehungen, verknüpft mıt eiınem schrittweisen Umbau der
soz1alen Siıcherungssysteme un! eıner Strategıe der qualitativ ausgerichteten
Wachstums-, Technologie- un: Beschäftigungsförderung: das skandinavısche
Modell. Durch die wachsenden soz1al-ökonomischen Rıisıken SOWI1e die zuneh-
mend restriktive Sozialpolitik haben die Fürsorgeleistungen be1 nahezu allen
Mitgliedsstaaten Bedeutung ZUSCHOMMCIN, Immer mehr Menschen werden
durch die „letzten Netze“ aufgefangen, W Aas zeıgt, da{fß die vorgelagerten Sıche-
rungsnetZe zunehmend wenıger ın der Lage sınd, den wachsenden Antorderun-
SCH gerecht werden.

Mıt ıhrer Mıtteilung Modernisierung un Verbesserung des Sozialschutzes
(1997) hat die Kommuissıon eıne ebhatte Diskussion ZzUu Soz1ialschutz ausgelöst.
Erster Schwerpunkt 1st die Darstellung des Soz1ialschutzes als eınes wesentlichen
Produktionstaktors, der wiırtschaftliches Wachstum un: eıne verbesserte Wettbe-
werbsfähigkeıtert Dıie Kommuissıon hält CS für wesentlıch, das öftfent-
lıche Bewußftsein für diese Funktion der Sozialpolıitik sens1ıbilisieren. 'eıtere
Punkte sınd dıe beschäftigungsfreundlichere Gestaltung der Sozialschutzes, die
Anpassung der Sozialschutzsysteme dl€ Alterung der Bevölkerung, dıe SO-
lıdarıtät zwıischen den Generationen bewahren un: dıe Einkommen der Rent-
nNeTr sıchern, SOWI1e dıe Anpassung des Arbeıitslebens das eU«C Gleichgewicht
der Geschlechter.

Durch den Austausch autf tachlicher un polıtischer Ebene zwıschen den Mıt-
olıedsstaaten ann CS eiınem TIranster VO Erfahrungen, Fehlern un Deftizi-
CCn aber auch erfolgreichen Lösungen be1 der Retorm der soz1ıalen Sıcherungs-
modelle kommen. So 1St allmählich eıne Annäherung der soz1alen Sicherungssy-

erwarten, hne da{fß CS eiınem Einheitsmodell für den europäischen
Soz1ialstaat kommen wırd uch Wenn bislang das angelsächsische Modell zuneh-
mend Resonanz tındet, steht och dahın, ob der neolıberale Weg tatsächlich öko-
nomiısch ertolgversprechend Ist, da{fß den hohen soz1ıalen Preıs rechttertigt.
Die Erfahrungen der etzten Jahre mıiıt dem skandinavıschen un kontinentaleu-
ropäischen Modell haben geze1gt, da{fß c5 möglıch 1St, be1 gewandelten Antorde-
ruUNsChH Sicherheitsstandards aut hohem Nıveau N gewährleisten.

Subsidiäres un solidarısches Handeln der Europäischen Unıion
kritische Anfragen

Das Projekt eiınes soz1ıalen Europas wurde aufgezeigt. Eın soz1ales Europa, das
zunächst greifbar wurde ın eıner Gemeinschaft, die subsidıär den Sozialschutz
des einzelnen Ort gewährt, im gemeınsamen Markt natıonale Bestimmungen
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ıhre Grenzen stoßen. Eın soz1ales Europa, das mıt eiınem Grundsockel Mın-
destrechten sozıale Standards gegenüber dem Wettbewerb sıchert. ıne Gemeınn-
schaft, die auf europäıischer Ebene zunächst den Soz1alpartnern Verhandlungs-
möglichkeiten einräumt, den soz1ıalen Raum gestalten.

Die aktuellen Herausforderungen WI1E die anhaltend hohe Arbeitslosigkeıt und
dıe zunehmende Bedrohung des soz1alen Zusammenhalts haben dıe Europäische
Unıion auch autf der Ebene der Beschäftigung un: soz1alen Sıcherung aktıv WeTlI-

den lassen. uch wenn Lösungsansätze ın erstier Linıe autf der Ebene der Mıt-
gliedsstaaten MMzZusetizen sınd, können Ertahrungsaustausch un: Koordina-
t1on auf europäischer Ebene wertvolle Unterstützung eısten. Sıcher ISt, da{fß das
Gelingen der Mifßlingen der Lösung der Fragen VO Beschättigung un: soz1alem
Frieden nıcht werden können VO dem Projekt eınes geeinten Europa.
Im Gegenteıl: Beschäftigung un: soz1ıale Sıcherung werden eınen entscheidenden
Einflu{fß auf dıe Fortentwicklung des europäischen Projektes ausuüben.

Welche Zukunft soll das europäische Projekt haben? Welche soz1ıalen Züge soll
C tragen? Zur Fortentwicklung der Europäischen Unıion 1st eiıne öffentliche Dıs-
kussıon ber Vısıon un: Ziele der Unıion notwendig, u  3 das bedrohliche Auseın-
anderdrıtten VO polıtischer un ötfentlicher Meınung ın der Bewertung des
ropäischen Eınıgungsprozesses verhindern 21 Der Plan der Ausarbeıtung eıner
europäıschen Grundrechtscharta, der aut dem vVErgaNnNgCNECN Kölner Gipfel gefafst
wurde, bietet dıe Möglıchkeıt, eiıne breite Diskussion ber das zukünftige Protftil
der Unıion eröftfftfnen. Nach der instıtutionellen Krıse, die miı1t dem Rücktritt der
Kommuissıon Santer ausgelöst wurde, scheinen sıch mıiıt der schnellen Eınıgung
auf den Präsıdenten Romano Prodıi, der Verabschiedung des Retormhaus-
halts „Agenda 2000° SOWI1e dem tormulierten Wıllen der Regierungen der Miıt-
oliedsstaaten eıner „starken“ Kommuissıon die europäıischen Instıtutionen WwIe-
der A stabılisieren. In seiınen ersten Außerungen spricht Prodiı wıederholt VO

der Suche ach der ‚Seele Europas”. Damaıt, erläutert CI, se1 gemeınt, da{fß eıne
Grundsatzdiskussion ber Ziele un:! Ideale des gemeınsamen Europa geführt
werden mudfß, die ın seınen Augen bısher nıcht stattgefunden hat Zur soz1alen S1-
cherung bemerkt CI, da{fß ihrer Verschiedenheit die Soz1i1alstaatsmodelle der
Mitgliedsstaaten dıe Grundlagen für Gleichheit un Solidarıität legen konnten.
Dıieses gemeınsame Gut gelte CS tortzutühren 22

Das Projekt eınes soz1ıalen Europa wurde auch deutlich 1im Hınblick auf die
Europäische Unıion als Solıdargemeinschaft. Auft dem Gıpfel ın Berlin 1m Maärz
19979 be1 dem der Reformvorschlag der Kommıissıon Zur Fınanzıerung der Unıion
für die kommenden sechs Jahre auf dem Tisch lag, scheıint die Aufmerksamkeiıit
der Mitgliedsstaaten jedoch autf die eıgenen Nettobeıiträge ixiert SCWECSCH N se1n.
Nıcht thematisiert wurden die mıiıt der Osterweıterung verbundenen CTNOTIMNEN $1-
nanzıellen Herausforderungen für die Union, die eın wichtiger Test tür die Solı-
darıtätsbereitschaft der Füntzehn seın werden. eıne Erweıterung der Unıion
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möglıch 1ST hne den Gesamthaushalt der erhöhen, bleibt fraglıch Posıtıv
ann jedoch testgehalten werden da{fß sıch die Unıon auf dem Gipfel Kopenha-
SCH 993 grundsätzlıch ZUu chritt Rıichtung Usterweıterung entschieden un:
MI1 dem Gipfel London 1998 der Erweıterungsprozefß offiziell begonnen hat
7Zu Beratungen ber die dafür notwendigen Miıttel werden sıch die Regierungs-
chets och einmal zusam  nsetizen INussen

Zu den soz1alen Aufgaben die gemäfßs dem Subsıdiarıtätsprinz1ıp be1 den Mıiıt-
gliedsstaaten angesiedelt bleiben der aut Unionsebene gehoben werden, 1ST
schliefßlich C1INEC un  tTe Interpretation dieses Prinzıps einzutordern. Subsıdia-

bedeutet nıcht die Reduktion der Europäischen Unıion aut C1iNE Freihandels-
ZONNC Sozı1iale Herausforderungen ussen auf europäischer Ebene diskutiert un
optimale LOsungswege der europäischen, natiıonalen der regionalen Ebene ZUSC-
ordnet werden Schliefßlich heifßst Subsidiarıität auch nıcht Verteidigung natıonaler
Interessen Richtwert 1ST das Gemeinwohl der Europäischen Unıion das
breiten Platttorm öftenrtlich diskutiert werden mMu Wenn sıch SCMECINSAMC Ziele
herauskristallisieren lassen ann 1ST Alii= Oftentlichkeit auch bereıt sıch anderen
Regionen FEuropas gegenüber solidarısch ZCIgCH

Es I1ST nıcht zuletzt auch dıe Aufgabe der Kıirchen die CIn iıntegrale Sıcht des
Menschen vertreten, aufmerksam verfolgen ob neben der Okonomie auch dıe
soz1ıale Dıiımension der Europäischen Unıion weıterentwickelt wiırd ®> Die Kır-
chen sınd den verschiedenen Kulturen un Lebenserfahrungen Europas behei-

un verfügen ber C1iNEC besondere Möglichkeit dıe Menschen ıhres Lan-
des anzusprechen un: S1C Zur Gestaltung zukünftigen Europas einzuladen.
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